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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1964 

6 _ 68070 — 6295/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats betreffend die Regelung für 
bestimmte Verarbeitungserzeugnisse aus den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar sowie aus den 
überseeischen' Ländern und Hoheitsgebieten. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 9. Dezember 1964 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfacäi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
betreffend die Regelung für bestimmte Verarbeitungserzeug- 
nisse aus den assoziierten afrikanischen Staaten und Madagas- 
kar sowie aus den überseeischen Ländern und Hoheitsgebieten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, dnshesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund des Assoziierungsabkommens zv/ischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den 
assoziierten afrikainisdien Staaten und Madagas- 
kar hat isich die Gemeinschaft verpflichtet, bei 
Feistlegung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die 
Interessen der assoziierten Staaten in bezug auf die 
den europäischen Erzeugnissen gleichartigen und 
mit ihnen konkurrierenden Erzieugnisse zu berück- 
sichtigen. 

Aufgrund der Entscheidung des Rats vom 25. Fe- 
bruar 1964 betreffend die Assoziierung der über- 
seeischen Länder und Hoheitsgebiete mit der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ^), wird die gleiche 
Verpflichtung bezüglich der Interessen der genann- 
ten Länder und Hoheitsgebiete in Aussicht genom- 
men. 

Die in Artikel 11 des Assoziierungsabkommenis 
vorgesehenen Beratungen haben stattgefunden. 

Die einzuführende Regelung muß eine Auswei- 
tung des Handels zwischen, den assoziierten Staaten 
und den Mitgliedstaaten zum. Gegenstand haben. 

Aufgrund der Verodnungen Nr. 19®) und Nr. 
16/64/EWG ^) des Rats wird für Getreideverarbei- 
tungserzeugnisse einschließlich Reis eine Abschöp- 
fungsregelung Gingeführt, die jede andere Schutz- 
maßnahme an der Grenze ersetzt. 

Der Abschöpfungsbetrag für Verarbeitungserzeug- 
nisse setzt sich aus einem beweglichen und einem 
festen Teilbetrag zusammen. Letzterer soll einen 
Schutz der Verarbeitungsindustrie gewährleisten. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11.' Juni 1964, S. 1431 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, S. 1472 


Die von der Gemeinschaft übernommene Ver- 
pflichtung kann dadurch erfüllt werden, daß für die 
Einfuhr von Verarbeitungserzeugnissen ans den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
sowie aus den überseeischen Ländern und Hoheits- 
gebieten eiine schrittweise Herabsetzung des festen 
Teilbetrags der Abschöpfung gewährt wird. 

Um nachteilige Auswirkungen auf den traditionel- 
len Handel mit denaturiertem Mehl und Grieß von 
Manihot und Stärke von Manihot zwischen den Mit- 
gliedstaaten einerseits sowie zwischen den Mitglied- 
staaten und den assoziierten afrikaniischen Staaten 
und Madagaskar und den überseeischen Ländern 
andererseits zu vermeiden, und um eine Anglei- 
chung an die neue Lage zu ermöglichen, sollte für 
diesen Handel eine Sonderregelung in Aussicht ge- 
nommen werden, indem der feste Teilbetrag auf 
Null festgesetzt und die abschöpfungsfreie Einfuhr 
von Stärke von Manihot innerhalb bestimmter Gren- 
zen genehmigt wird. 

Ein ähnliches Problem stellt sich für die aus diesen 
Staaten und assoziierten Ländern eingeführte Reis- 
kleie, die manchmal einen hohen Stärkegehalt hat, 
und auf welche daher gemäß der Verordnung Nr. 
141/64/EWG der Abschöpfungsbetrag für Kleie mit 
einem hohen Stärkegehalt anwendbar ist. Dieser 
Abschöpfungsbetrag könnte ihren Absatz gefährden. 
Die Anwendung des Abschöpfungsbetrags für Reis- 
kleie mit einem durch schnitt liehen Stärkegehalt auf 
diese Erzeugnisse ist ein geeignetes Mittel, um. die- 
ser Schwierigkeit zu begegnen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 2 
der vorliegenden Verordnung wird bei der Einfuhr 
von ErzGugnissen, die in den Anwendungsbereich 
der Verordnung Nr. 141 /64/EWG fallen und aus den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 933 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 574 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2848 


sowie aus den überseeischen Ländern und Hoheits- 
gebieten stammen, ein Abschöpfungsbetrag erhoben, 
bestehend aus: 

a) dem beweglichen Teilbetrag, der auf Einfuhren 
aus dritten Ländern anzuwenjden iist, 

b) dem festen Teilbetrag, der auf den Handel zwi- 
schen (den Mitgliedstaaten anzuwenden ist. 

Artikel 2 

1. Bei der Einfuhr von Mehl und Grieß von Mani- 
hot, die einem Denaturierungsprozeß unterworfen 
worden sind, ist der feste Teilbetrag gleich Null. 

2. Bei Einfuhren von Stärke aus Manihot werden 

a) bis zum 31. Dezember 1966 bis zu einer Menge, 
welche pro Mitgliedstaat dem Durchschnitt der 
von dieisem Mitgliedstaat in den Jahren 1961, 
1962 und 1963 aus allen assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar sowie aus den über- 
seeischen Ländern und Hoheitsgebieten einge- 
führten Mengen entspricht, abschöpfungsfrei, 

b) ab 1. Januar 1967 mit einem festen Teilbetrag 
von Null durcbgeführt. 


3. Bei der Einfuhr von Kleie und anderen Rück- 
ständen vom Sichten, Mahlen oder von anderen Be- 
arbeitungen von Reiskörnern entspricht der beweg- 
liche Teilbetrag bis zum 31. Dezember 1966, dem 
aufgrund der geltenden Verordnungen für diejenige 
Kategorie des gleichen Erzeugnisses vorgesehe- 
nen Teilbetrag, welche dem niedrigsten Stärkegehalt 
entspricht. 

4. Die Mitgliedstaaten geben der Kommisision bis 
zum 31. März 1965 die unter Ziffer 2 a) angegebene 
Durchschnittsmenge und bis zum 31. März jedes 
Jahres die gemäß dem vorliegenden Artikel einge- 
führten Mengen bekannt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt bis zum 1. Juni 1969. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 

Für den Rat 
Der Präsident 


3 



Drucksache IV/ 2848 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Begründung 


Das Assoziiierungsabkommen zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den dieser 
Gemeinschaft assoziierten lafrikanischen Staaten 
und Madagaskar verpflichtet die Gemeinschaft, bei 
Festlegung ihrer gemeinsamen Agrarpolitik die 
Interessen der assoziierten Staaten in bezug auf die 
den europäischen Erzeugnissen gleichartigen und mit 
ihnen konkurrierenden Erzeugnisse zu berücksichti- 
gen. Aufgrund der Entscheidung des Rats vom 
25. Februar 1964 wird diese Verpflichtung auf die 
überseeischen Länder und Hoheitsgebiete ausge- 
dehnt. 

Die AASM und die überseeischen Länder und Ho- 
heitsgebiete sind Exporteure von Erzeugnissen, die 
in den Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 
141/64/EWG über die Regelung der Getreide- und 
Reisverarbeitungserzeugnisse fallen. 

Unter diesen Erzeugnissen wurde für einige dieser 
Erzeugnisse, nämlich für Mehl sowie Grieß und 
Stärke von Manihot, aufgrund der Verordnungen 
Nr. 156 und Nr. 10/63/EWG des Rats eine Aus- 
nahmeregelung gewährt. Diese beiden Verordnun- 
gen wurden mehrfach und zuletzt aufgrund der Ver- 
ordnung Nr. 77/64/EWG verlängert. Diese läuft am 
31. Dezember 1964 ab. Zu diesem Zeitpunkt wird, 
falls keine neue Entscheidung getroffen wird, auto- 
matisch die aufgrund der Verordnung Nr. 141/64/ 
EWG für Mehl, Grieß und Stärke von Manihot ge- 
nommene Regelung in Kraft treten. 

Der vorliegende Entwurf zielt auf eine beständige 
Einfuhrregelung für diese Erzeugnisse ab, im allge- 
meinen Rahmen einer Sonderregelung für alle die- 
jenigen Erzeugnisse aus den AASM sowie den 
überseeischen Ländern und Hoheitsgebieten, welche 
unter die Verordnung Nr. 141/64/EWG fallen. 

Daher sehen die betreffenden Bestimmungen vor, 
daß die von der Gemeimschaft übernommene Ver- 
pflichtung im allgemeinen dadurch erfüllt wird, daß 
für die Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse eine 
Herabsetzung des Absdiöpfungsbetrags durch eine 
Senkung des festen Teilbetrags gewährt wird. Auf- 
grund dieser Regelung könnten den aus den asso- 
ziierten afrikanischen Staaten sowie den über- 
seeiischen Ländern und Hoheitsgebieten eingeführ- 
ten Verarbeitungserzeugnissen die gleichen Vorteile 
gewährt werden, die sich die Mitgliedstaaten unter- 
einander auf dem Gebiete des Handels gewähren. 


Für diejenigen Erzeugnisse, für die sich besondere 
Probleme stellen, werden Sondermaßnahmen in 
Aussicht genommen. Der Verordnungsentwurf sieht 
für Mehl, Grieß und Stärke von Manihot die sofor- 
tige Anwendung eines festen Tieilbetrags vor, der 
gleich Null ist. 

Diese Maßnahme, die einen zusätzlichen Vorteil auf 
dem Gebiete des Handels gewährt, ist durch die 
vorherbestehende Lage gerechtfertigt. In wirtschaft- 
licher Einsicht wäre es nämlich nur begründet, daß 
Einfuhren, für welche bisher ©ine vollständige Be- 
freiung von der Abschöpfung gewährt wurde, einer 
Abschöpfung unterworfen werden, welche über der 
am Ende der Übergangszeit anwendbaren Abschöp- 
fung liegt. 

Die plötzliche Anwendung des beweglichen Teil- 
betrags bei der Einfuhr von Stärke aus Manihot 
hätte nachteilige Auswirkungen auf den Handel mit 
den AASM. Aus diesem Grunde besteht Veranlas- 
sung, die Ajussetzung der Abschöpfung zugunsten 
der Einfuhr dieser Erzeugnisse für einen bestimmten 
Zeitraum und im Rahmen einer bestimmten Menge 
vorzusehen. 

Schließlich sieht der Verordnungsentwurf für Reis- 
kleie mit einem hohen Stärkegehalt aus diesen Mit- 
gliedstaaten und assoziierten Ländern den gleichen 
Abschöpfungsbetrag vor, der auf Reiskleie mit 
eiinem (durchschnittlichen Stärkegehalt anzuwenden 
ist. Diese Maßnahme wird zwar für die Einfuhr die- 
ses Erzeugnisses aus allen AASM sowie den über- 
seeischen Ländern und Hoheitsgebieten in Aussicht 
genommen, linsbesondere istellt sich dieses Problem 
jedoch für die aus Surinam eingeführten Kleiesorten, 
deren Stärkegehalt mianchmal außergewöhnlich hoch 
ist und welche daher der für die Kleiesorten mit 
einem sehr hohen Stärkegehalt vorgesehenen Ab- 
schöpfung unterworfen werden müßten. 

Diese Abschöpfung könnte jedoch in bestimmten 
Fällen ihre Absatzmöglichkeiten auf dem Hoheits- 
gebiet der Gemeinschaft gefährden. 

Diese Maßnahme wurde zeitlich begrenzt, und zwar 
mit Rücksicht darauf, daß ein Zeitraum von zwei 
Jahren die Möglichkeit geben kann, den Handel mit 
diesen Erzeugnissen im Zusammenhang mit den vor- 
gesehenen verscbiedenen Abschöpfungsbeträgen 
auszurichten. 
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